
.. Es handelt sich in diesem Verfahren nicht dar­
um, die Theorie des Marxismus-Leninismus als eine 
einheitliche Wissenschaft“ für verfassungswidrig zu 
erklären. .. .Soweit es sich hierbei um wissenschaft­
liche Erkenntnisse, um Wissenschaft im Sinne des 
Art. 5 Abs. 3 GG handelt, ist die Wissenschaft als 
solche selbstverständlich frei, sie kann vorgetragen, 
gelehrt, weiterentwickelt, allerdings auch diskutiert 
und bekämpft werden... ,“12

Interessant ist in diesem Zusammenhang ein Be­
schluß der politischen Strafkammer beim Landgericht 
Hamburg in der Strafsache gegen den Kraftfahrer 
Danthon Hansen vom 29. August 1957 (141 Js 79/57), 
durch den der Angeschuldigte „aus dem tatsächlichen 
Grunde des mangelnden Beweises von dem Vorwurf 
eines Vergehens gegen §§ 42, 47 BVGG außer Verfol­
gung“ gesetzt wurde und in dessen Begründung es u. a. 
heißt

„Der Angeschuldigte interessiert und betätigt sich 
seit vielen Jahren für den Kommunismus. So hat er 
auch in diesem Fall eine Reihe junger Menschen 
um sich versammelt, mit denen er kommunistische 
Ideen erörtert hat. Mit letzter Sicherheit wird ihm 
aber nicht nachgewiesen werden können, daß er 
hierbei einen Zusammenhalt mit der verbotenen 
KPD unterhalten hat oder auch versucht hat.“
Auch diese Entscheidung und eine Reihe von Ur­

teilen anderer politischer Sonderstrafkammern zeigen, 
daß es der Adenauer-Regierung bis jetzt noch nicht 
gelungen ist, die Mehrzahl dieser Gerichte zu einem 
bedingungslosen Werkzeug ihrer Politik zu machen. 
Das mußte auch Bundesinnenminister Schröder zu­
geben, als er in einer vor wenigen Wochen gehalte­
nen Rede aus dem Brief eines Oberstaatsanwalts fol­
gende Feststellung zitierte:

. .Es ist kaum möglich, einen an sich staatsbe­
jahenden Zeugen in politischen Strafsachen zu fin­
den, der bereit wäre, als Zeuge über ihm bekannt 
gewordene verfassungsfeindliche Betätigungen aus­
zusagen. Meistens bitten solche Zeugen, ihren Namen 
vertraulich zu behandeln, weil sie mit politischen 
Sachen nichts zu tun haben wollen... Das geht so 
weit, daß selbst Schöffen, wenn sie als Richter in 
politischen Strafsachen berufen werden, diesem 
Rufe nur mit ausgesprochenem Widerwillen und 
mit ausgesprochener Ablehnung folgen oder, wie 
demnächst zu erwarten sein wird, nicht mehr fol­
gen. Die Verhandlungen in politischen Strafsachen 
finden durchweg vor leeren Zuhörerbänken statt... 
Das ist ein Zustand, der insbesondere in den Staats­
anwälten das Gefühl hervorruft, mit einer schmut­
zigen Materie“ beschäftigt zu sein. Darauf dürfte es 
auch zurückzuführen sein, daß Nachwuchskräfte für 
die politische Justiz nur mit Widerwillen ihren neuen 
Aufgaben gegenübertreten.“13

Diese Situation ist den herrschenden Kreisen be­
greiflicherweise sehr unangenehm. Sie versuchen da­
her, die Bewegung gegen den Atomtod im allgemeinen 
und insbesondere die Rolle der Kommunisten im 
Kampf gegen die Atomgefahr mit allen Mitteln zu 
diffamieren. Sie hoffen, mit Hilfe dieses Vorgehens die 
noch zögernden Richter auf die allgemeine Unter­
drückungslinie bringen zu können. Nicht zuletzt des­
halb begann Schröder seinen Ausfall gegen den SPD- 
(Gesetzentwurf über die Volksbefragung mit einem 
Hinweis auf den Prozeß gegen Walter Fisch14. Damit 
gab Schröder ein übriges Mal zu, daß die Verfahren 
gegen Kommunisten den Ausgangspunkt für die wei­
tere Verschärfung der politischen Strafjustiz darstel­
len sollen. Aus dem gleichen Grunde bemühen sich 
die regierenden Kreise, die Spruchpraxis in die Rich­
tung der uferlosen und — wie oben dargelegt — 
grundgesetzwidrigen Ausdehnung der §§ 47, 42 BVGG 
zu drängen.

12 Urteil des BGH vom 17. August 1956, Dokumentarwerk, 
S. 615.

13 Bulletin des Presse- und' Informationsamtes der Bundes­
regierung, 12. Juni 1958, S. 1047.

14 Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundes­
regierung, 14. Juni 1958, S. 1065.

Bei einigen der politischen Sonderstrafkammern stößt 
die Durchsetzung dieses Zieles auf keine Schwierig­
keiten. Um die noch bestehenden Widerstände- zu be­
seitigen, stützt sich die Reaktion in zunehmendem 
Maße auf solche Richter, die bereits dem Hitlerregime 
an verantwortlicher Stelle dienten. Deren Urteile zei­
gen, daß sie in völliger Übereinstimmung mit der ter­
roristischen Auslegung des Begriffs „Ersatzorganisa­
tion für die KPD“ entscheiden, wie sie im Rundschrei­
ben des Bundesinnenministeriums vom 4. September 
1956 vorgezeichnet wurde15.

Ohne Rücksicht auf die im Grundgesetz deklarierte 
Freiheit des weltanschaulichen Bekenntnisses wird 
versucht, die bloße, mit dem Auftreten gegen die 
Atombewaffnung verbundene Äußerung fortschritt­
licher Ideen für strafbar i. S. der §§ 47, 42 BVGG zu 
erklären.

So wird z. B. in einer Revisionsentscheidung des 
nunmehr unter Vorsitz des früheren Generalrichters 
K a n t e r  tagenden politischen Strafsenats des BGH 
vom 19. März 1958 (3 StR 8/58) ausgeführt, die Reich­
weite des § 47 BVGG decke sich „mit dem für ver­
fassungsfeindliche Vereinigungen im Sinne des Art. 9 
Abs. 2 geltenden Ungehorsamtatbestand des § 129 a 
StGB, der ausdrücklich ,jede sonstige Unterstützung“ 
der Vereinigung unter Strafe stellt...“ Diese Unter­
stützung dehnt der Senat auf die marxistische Pro­
paganda aus, um abschließend festzustellen, daß die 
propagandistische Tätigkeit auch dann zu erfassen sei, 
wenn sie „nicht nach außen hin erkennbar an das 
organisatorische Gefüge der verbotenen Partei“ an­
knüpfe! Unverkennbar ist hier die uferlose Ausdeh­
nung des Begriffs „Ersatzorganisation“. Jegliche durch 
ehemalige Mitglieder der KPD vorgenommene Ver­
breitung der Wahrheit über die menschheitsgefähr­
dende Politik der Bundesregierung soll danach straf­
bare Fortsetzungstätigkeit nach §§ 47, 42 BVGG sein.

Es ist unverkennbar, welche gefährlichen Konse­
quenzen daraus für alle fortschrittlichen Menschen 
entstehen können. Die Tendenz zur verschärften Un­
terdrückung aller Gegner der Atomkriegspolitik der 
Bundesregierung ergibt sich insbesondere daraus, daß 
der BGH in der mündlichen Begründung des Urteils 
gegen Walter Fisch nicht nur den Kampf gegen die 
Atombewaffnung, sondern gleichermaßen auch den 
Einsatz für die sozialen Interessen der Werktätigen 
wie überhaupt das Eintreten für die Aktionseinheit der 
Arbeiterklasse als der Voraussetzung für die Verhin­
derung aggressiver Experimente als staatsfeindliche 
Haltung ausdeutete. Zugleich schloß sich das Gericht 
der schon vom Vertreter der Bundesanwaltschaft in 
seinem Plädoyer gebrauchten Drohung an, daß man 
mit aller „Festigkeit und Strenge“ auf die „bewußte 
Auflehnung gegen die bestehende freiheitliche Rechts­
ordnung“ — lies: Adenauer-Politik — reagieren werde!

Dieser Tendenz und diesen Ansätzen ausgesproche­
ner Methoden faschistischer Gesinnungsjustiz muß ent­
schieden entgegengetreten werden. Die wachsende 
Stärke der Deutschen Demokratischen Republik und 
der sich entwickelnde Kampf der westdeutschen Be­
völkerung gegen die Atombombenpolitik der Aden­
auer-Regierung sind die Gewähr dafür, daß die neuen 
Formen und Methoden faschistischer Gerichtsprak­
tiken, wie sie sich ih den Verfahren n,ach §§ 47, 42 
BVGG bereits abzeichnen, in der Konsequenz zum 
Scheitern verurteilt sind.

15 Inhalt und Tendenz dieses Rundschreibens vgl. NJ 1956 
S. 756.

Berichtigung
In dem Beitrag von G o l d / F e i l e r  „Die Mitwirkung der 

Staatsanwälte und die Rechtsprechung der Zivilgerichte in 
LPG-Verfahren“ (NJ 1958 Nr. 13A4 S. 464) sind zwei Fehler zu 
berichtigen:

Auf S. 467, linke Spalte, 24. Zeile von oben, muß es heißen: 
. . können mit zulässigen Mitteln überwunden werden.“ Auf 

S. 468, linke Spalte, 2. Absatz von oben, muß es in der 
5. Zeile von unten heißen: „. . . jede Form abhängiger Ar­
beitsverrichtung . .
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